
Journalisten: Geheimnisträger
zweiter Klasse
Die Journalistenverbände jammern, das jetzt in Kraft getretene
Gesetz  zur  Vorratsdatenspeicherung  degradiere  sie  zu
„Berufsgeheimnisträgern  zweiter  Klasse“,  „kastriere“  die
Pressefreiheit ), unterhöhle den Informantenschutz und lasse
die Quellen versiegen. Wahr ist das nicht unbedingt – und die
notwenigen Konsequenzen zieht auch kaum jemand.

Der Informantenschutz war der Obrigkeit schon immer ein Dorn
im Auge und musste immer wieder – bis in die jüngste Zeit –
erkämpft werden. Wer sich auf gesetzliche Garantien verlässt,
verkennt  das  grundlegende  Problem:  Der  juristische  Schutz
derjenigen,  die  die  Presse  über  Interna  informieren,  ist
prinzipiell löchrig, nur sehr vage formuliert und wird sich
niemals so festklopfen lassen, dass Informationen unbelauscht
oder  ungefiltert  fließen  können.  Die  Strategie  der
Medienverbände, auf ihre vermeintlichen bisherigen Privilegien
als „Berufsgeheimnisträger“ zu pochen, ist daher verfehlt und
wird langfristig scheitern. Journalisten interessierten sich
ohnehin  bisher  oft  nur  mäßig  für  das  Thema
Vorratsatenspeicherung.
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Die so genannten Geheimnisträger scheinen keine Geheimnisse zu
haben.

Die beiden konkurrierenden Verbände der Zeitungsverleger BDZV
und VDZ beklagen, dass bei Journalisten „nur im Einzelfall
eine Verhältnismäßigkeitsprüfung erfolgen“ solle, falls ihre
Verbindungsdaten  abgerufen  werden  sollen,  im  Gegensatz  zu
Abgeordneten, Geistlichen und Strafverteidigern, deren Daten
für  staatliche  Lauscher  relativ  tabu  sind.  Kein  Informant
werde künftig noch reden, wenn Telefonnummer, E-Mail-, IP-
Adresse und seine Standortdaten ebenso erfasst würden wie auch
Zeitpunkt und Dauer des Kontakts.

Aber  haben  die  Informanten  bisher  ihre  Geheimnisse  per
elektronischer Postkarte verschickt? Die Gesetzeslage ist seit
zwei  Jahren  eindeutig:  Nach  §  110  des
Telekommunikationsgesetzes  und  der  Telekommunikation-
Überwachungsverordnung  müssen  alle  größeren  Provider
Schnittstellen zum Abhören und Mitschneiden von E-Mails in
Echtzeit  bereitstellen.  Die  Inhalte  der  Kommunikation  sind
also kein Geheimnis mehr, da die deutschen Journalisten sich
in der Regel weigern, ihre E-Mails zu verschlüsseln oder ihren
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Informanten  das  zu  ermöglichen.  Die  so  genannten
Geheimnisträger scheinen keine Geheimnisse zu haben. Sogar die
selbst ernannten Investigativ-Päpste von


